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Die Gründung eines 
internationalen 

Dachverbandes der 
Mieter 1926 geht 
auf eine Initiative 
des Österreichers 
Robert Hoffmayr 

zurück (links 
im Bild)

Bei allen Unterschieden in Kultur und 

Wohlstand der Nationen zeigen sich 

in Fragen des Wohnens, zumal zur 

Miete, erstaunliche Parallelen bei Pro-

blemen und deren (teils auch falschen) 

Lösungsansätzen. Das MieterMagazin 

betrachtet in diesem Spezial die Woh-

nungs- und Mietenpolitik in einem 

internationalen Rahmen. Es stellt die 

Arbeit der Internationalen Mieterorga-

nisation IUT vor. Es geht dem erstaun-

lichen Phänomen nach, dass gerade 

wohlhabende Gesellschaften einen 

ausgeprägten Mietwohnungssektor 

haben. Und es zeigt auf, in welche 

Sackgassen die Privatisierung von 

staatlichem Wohnraum führen kann. 

Schließlich betrachten wir mit einem 

kritisch-optimistischen Auge auch die 

Entwicklung, dass sich die wachsende 

Menschheit zunehmend in giganti-

schen Städten niederlässt.

Eine internationale 
Stimme

Bezahlbarer Wohnraum und Mitbestimmung 

der Mieter sind die Hauptforderungen der in­

ternationalen Mietervereinigung, die fast alle 

Länder der Erde betreffen.
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Tenants 
Unite!

Seit fast 90 Jahren gibt es mit der „In­
ternational Union of Tenants (IUT)“ 
eine nicht-staatliche Organisation, 
die sich weltweit für Mieterrechte 
und bezahlbaren Wohnraum ein­
setzt. Mittlerweile sind ihr 65 Mit­
gliedsverbände aus 44 Staaten an­
geschlossen, darunter 25 aus Euro­
pa. Sie alle erhoffen sich eine schlag­
kräftige Interessenvertretung – für 
bezahlbaren, gesunden Wohnraum 

und gegen eine Politik, die in erster 
Linie die Eigentumsbildung fördert. 
Angefangen hat alles in den 1920er 
Jahren. Es waren vor allem Öster­
reich, Schweden und Deutschland, 
die maßgeblich an der Gründung 
einer internationalen Mietervereini­
gung beteiligt waren. Schon damals 
gab es in diesen Ländern mitglie­
derstarke Mieterorganisationen, die 
auch erste Erfolge im Kampf gegen 
Zwangsräumungen und willkürliche 
Mieterhöhungen vorweisen konn­
ten. Die entscheidende Initiative er­
griff 1924 Robert Hoffmayr von der 
Mietervereinigung Österreichs. In 
einem Brief an die schwedische Mie­
tervereinigung regte er einen Zu­
sammenschluss der europäischen 
Mieterorganisationen an, auch um 
ein Gegengewicht zur kurz zuvor in 
Paris gegründeten Vereinigung der 
Hausbesitzer zu schaffen. Auf dem 
1. Internationalen Mieterkongress in 
Zürich 1926 wurde schließlich eine 
gemeinsame Resolution verabschie­
det und ein Dachverband mit Sitz 
in Wien gegründet. Die Forderun­
gen: Verbesserung der ungesunden 
Wohnbedingungen, Einführung einer 
Sozialmiete und ein Ende der Speku­
lation durch die Hausbesitzer. 
Bis 1939 wurden dann erste interna­
tionale Kooperationen aufgenommen. 
Es fanden einige Kongresse statt und 
es wurden vergleichende Untersu­
chungen zur Wohnungssituation er­
arbeitet. Erst nach Ende des Zweiten Fo
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Weltkrieges wurde die Arbeit wie­
der aufgenommen und der Sitz der 
„International Tenants Union“, wie 
sie nun genannt wurde, nach Stock­
holm verlegt. Zum ersten Präsiden­
ten wurde der Schwede Leonard 
Fredricsson ernannt. 
1957 zählte man gerade mal fünf 
zahlende Mitglieder: Österreich, 
Schweiz, Deutschland, Schweden 
und Dänemark. Dementsprechend 
bescheiden waren Budget und Ein­
flussmöglichkeiten. Ein halbes Jahr­
hundert später ist die IUT wesent­
lich größer und internationaler ge­
worden. Zu den Mitgliedern gehö­
ren unter anderem Australien, Ka­
nada, Südafrika, Japan und die USA. 
Dennoch wird sie nach wie vor von 
Europa, und hier vor allem von den 
Ländern mit traditionell starker Mie­
terbewegung, dominiert. Fast alle 
europäischen Länder sind vertreten 
– bis auf Griechenland, Bulgarien, 
Moldawien und Litauen. „In die­

sen Staaten gibt es keinerlei aktive 
Mieterorganisation beziehungswei­
se sie hat wie in Griechenland ihre 
Arbeit eingestellt“, erklärt Sven Ber­
genstråhle, Präsident der IUT. Um 
Mitglied zu werden müsse man ei­
nige Standards erfüllen, allen voran 
natürlich, sich für die Interessen der 
Mieter einsetzen. Die Arbeitsstruk­
turen in den Mitgliedsländern sind 
ganz unterschiedlich. Neben Verei­
nen wie hierzulande gibt es in eini­
gen Ländern auch Mietergewerk­
schaften. Die unterschiedliche Ver­
ankerung sorgt mitunter für Konflik­
te. So sorgte vor Jahren beim IUT-
Kongress in Amsterdam ein Vorstoß 
der Schweden für einiges Kopfschüt­
teln. In dem Entwurf für eine ge­
meinsame Charta wurde gefordert, 
dass tragbare Mieten unter Beteili­
gung staatlich anerkannter Mieter­
organisationen zu vereinbaren seien 
– ein für viele Länder utopischer Ge­
danke, der das Prinzip der Markt­
miete auf den Kopf stellt. 
Die Ziele haben sich seit dem Ge­
burtsjahr der IUT nicht wesentlich 
verändert, lediglich modifiziert. Nach 
wie vor geht es um den gemeinsa­
men Kampf gegen eine rein an Markt-
interessen orientierte Wohnungspo­
litik. Eine der wichtigsten Aufgaben 
ist der Erfahrungs- und Informations­
austausch. Zu diesem Zweck gibt die 
IUT vierteljährlich ein Magazin, das 
„Global Tenant“ heraus. Alle drei 
Jahre findet ein Kongress statt, zu­
letzt 2013 in Krakau. Obwohl die 
Länder in Sachen Wohnungsmarkt 
und Mieterschutz ganz unterschied­
lich aufgestellt sind, gibt es doch The­
men, die alle angehen. Ausreichend 
bezahlbare Wohnungen beispiels­
weise oder eine stärkere Mitbestim­
mung von Mietern. Darüber hinaus 
setzt sich die IUT auf internationa-
ler Ebene für einen besseren Mieter­
schutz und Sozialen Wohnungsbau 
ein. Sie genießt Beobachterstatus 
beim Europarat und bei den Verein­
ten Nationen und pflegt Partner­
schaften mit internationalen Orga­
nisationen wie zum Beispiel dem 
„European Housing Forum“.  
Insgesamt will die IUT dafür sorgen, 
dass Wohn- und Mietfragen auf die 
Agenda der EU gesetzt werden. Die 
Verfügbarkeit von bezahlbaren Woh­

nungen spiele schließlich eine große 
Rolle für den Arbeitsmarkt. Wo es 
an erschwinglichen Wohnungen für 
Verkäuferinnen oder Facharbeiter 
fehlt, hat das auch Nachteile für die 
Wirtschaft, denn dann können die­
se Stellen schlicht nicht besetzt wer­
den. Wohnungs- und Arbeitsmarkt, 
so die IUT, müssten daher auf EU-
Ebene als Einheit betrachtet werden. 
Als assoziierte Mitglieder, die keine 
Beiträge zahlen müssen, gehören der 
IUT auch Länder wie Kongo, Kame­
run, Nigeria oder Benin an. Hier 
kämpft man noch gegen Wohnver­
hältnisse, wie sie für die westliche 
Welt längst Geschichte sind: unge­
sunde, extrem überbelegte Behau­
sungen ohne Wasser- oder Sanitär­
anschluss. Aber auch in einigen eu­
ropäischen Ländern fehlt es an ele­
mentaren Bestimmungen zum Mie­
terschutz, oder die vorhandenen Ge­
setze scheitern an der Korruption. 
Der Kampf für eine starke und ein­
flussreiche Mieterbewegung geht 
also weiter. Aus dem Schlachtruf 
„Tenants in Europe – Unite“ wurde 
„Tenants Unite!“
Birgit Leiß

Die „International 
Union of Tenants“ 
hat ein Verbin-
dungsbüro in Brüs-
sel und genießt 
Beobachterstatus 
beim Europarat
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Unzureichende 
Wohnverhältnisse 
finden sich vor al-
lem in den armen 
Ländern der Welt 
(unser Bild: Lagos/ 
Nigeria) – Korruption 
und mangelnden 
Mieterschutz gibt es 
hingegen auch in 
den wirtschaftlich 
starken Ländern 
(unser Bild: Pent-
house in New York)

L Internetseite 
der IUT: 
www.iut.nu
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E Sven Bergen-
stråhle ist seit 2010 
Präsident der Inter-

national Union of 
Tenants (IUT) mit 
Sitz in Stockholm. 

Der 70-Jährige, der 
wie sein Vorgänger 

Schwede ist, ist 
schon seit vielen 

Jahren in der Mie-
terbewegung aktiv. 

Lobbyist des 
Mieterschutzes

Für den Präsidenten der internationalen 

Mietervereinigung (IUT) ist Mieterschutz 

ein universelles Thema.

Sozialer Wohnungsbau in Europa
Angaben in Prozent
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MieterMagazin: Es ist schwer vor­
stellbar, dass man so unterschiedliche 
Mitgliedsstaaten wie Kenia, Israel 
oder Australien unter einen Hut be­
kommt. Gibt es da überhaupt Ge­
meinsamkeiten? 
Sven Bergenstråhle: Der IUT kann 
und will ja nicht die einzelnen Mit­

gliedsstaaten repräsentieren. Aber 
wir spielen eine wichtige Rolle, was 
das Verbreiten von Informationen 
über das Thema Wohnungen und 
Mietwohnungsmarkt betrifft. Es 
geht um den Erfahrungsaustausch. 
Wir glauben, dass jede nationale 
Organisation von den Erfolgen und 
Rückschlägen der anderen lernen 
kann – trotz aller Unterschiede. In 
begrenztem Maß leisten wir außer­
dem Unterstützung beim Aufbau 
einer nationalen Organisation. Woh­
nen ist ein fundamentales Recht, ein 
Grundbedürfnis, ganz egal, wo man 
lebt. Der Zugang zu erschwinglichem 
Wohnraum ist eine der wichtigsten 
Säulen in einer funktionierenden De­
mokratie. Das Recht eines jeden auf 
angemessenen Wohnraum, ein fairer 

und transparenter Mietwohnungs­
markt mit einem Mieterschutz und 
einem Interessenausgleich zwischen 
Mietern und Eigentümern – das sind 
universelle Themen. 
MieterMagazin: Was haben Sie bis­
her erreicht? 
Sven Bergenstråhle: Ein Erfolg ist, 
dass wir seit 2008 ein eigenes Büro 
in Brüssel haben, wo wir unsere The­
men in die Europäische Union ein­
bringen können. Das Büro unter der 
Leitung von Barbara Steenbergen 
hat sicher dazu beigetragen, dass 
wir mittlerweile als wichtige Interes­
sengruppe anerkannt werden. Wir 
betreiben klassische Lobbyarbeit: 
Wir knüpfen Kontakte zu Entschei­
dungsträgern, arbeiten mit anderen 
Nichtregierungsorganisationen zu­
sammen und nehmen an Konferen­
zen teil. In diesem Jahr hatten wir zum 
ersten Mal die Gelegenheit, mit ei­
nem EU-Kommissar über Mieter­
themen zu diskutieren. 
Aber wir haben auch mächtig Ge­
genwind – die Privateigentümer und 
neoliberalen Politiker sind nach wie 
vor stark. Diese Kräfte haben die Fi­

nanzkrise benutzt, um eine soziale 
Wohnungspolitik zu attackieren und 
die Privatisierung voranzutreiben. 
Für viele Menschen hat sich die Lage 
verschärft, während die Banken und 
die Wohlhabenden ungeschoren da­
vongekommen sind. Das hat aber 
auch dazu beigetragen, dass unsere 
Forderungen zunehmend unterstützt 
werden. Allmählich wird anerkannt, 

welche wichtige Rolle bezahlbarer 
Wohnraum für eine gut funktionie­
rende Gesellschaft spielt. Trotzdem: 
Es liegt noch ein langer Weg vor 
uns. 
MieterMagazin: Kontrovers disku­
tiert wird derzeit der Soziale Woh­
nungsbau. Worum geht es bei die­
ser Debatte? 
Sven Bergenstråhle: In vielen Län­
dern steht der Soziale Wohnungs­
bau unter Beschuss. Das spiegelt 
sich auch in einigen Entscheidungen 
der EU-Kommission wider. Das Ziel 
der Privateigentümer ist es, den So­
zialen Wohnungsbau auf einen win­
zigen Sektor zu beschränken, um 
mehr Geld zu verdienen. Er soll nur 
für die am meisten bedürftigen und 
ärmsten Menschen sein. Die Frage 
nach der Zielgruppe ist ganz ent­
scheidend, es geht dabei nämlich 
um die soziale Mischung. Ich halte 
es für unklug, Ghettos von Bedürf­
tigen zu schaffen, denn die soziale 
Zusammensetzung in einem Quar­
tier hat großen Einfluss auf die künf­
tigen Chancen der Menschen, die 
hier leben. 
Aus diesem Grund haben einige Län­
der den Zugang erweitert und las­
sen auch Haushalte mit einem et­
was höheren Einkommen in den So­
zialen Wohnungsbau ziehen. Aber 
die Länder haben unterschiedliche 
Ansätze, um die soziale Mischung 
hinzubekommen – und das sollte die 
EU-Kommission auch akzeptieren. 
Sie begründet ihre Einmischung mit 
dem Wettbewerbsrecht. 
Aber hat man davon jemals gehört, 
wenn es um die Subventionen für 
Eigentümer geht? In manchen Län­
dern sind diese Subventionen sehr 
hoch, vor allem in Form von Steuer-
ersparnissen, von denen in erster 
Linie wohlhabende Haushalte pro­
fitieren. Daran sind nicht einmal ir­
gendwelche Bedingungen geknüpft, 
was dann in stark nachgefragten 
Regionen zu höheren Mietpreisen 
führt. Wegen der Subventionen ist 
es zudem für Bauherrn profitabler, 
Eigentumswohnungen zu bauen. 
Dabei braucht ein gesunder Woh­
nungsmarkt bezahlbare Mietwoh­
nungen.
Das Interview führte MieterMaga-
zin-Mitarbeiterin Birgit Leiß
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Wie sich die Bilder 
ähneln: Mieter-
protest in Motril/ 
Spanien und in 
Berlin gegen 
Zwangsräumung

Völkerrechtlich 
verbindlich, aber 
in der Praxis eher 
unbedeutend: Den 
Sozialpakt der 
Vereinten Nationen 
mit dem Recht auf 
„adäquates Woh-
nen“ haben 162 
Staaten unter-
schrieben

Das Recht zu 
Wohnen

Das Recht auf Wohnen ist ein Menschenrecht 

mit äußerst beschränkter Wirkung.

Fo
to

:B
au

fi
el

d
/W

ik
im

ed
ia

Fo
to

: d
pa

Fo
to

: P
et

er
 H

om
an

n

Das Recht auf Wohnen ist in der All­
gemeinen Erklärung der Menschen­
rechte der Vereinten Nationen von 
1948 formuliert: „Jeder hat das Recht 
auf einen Lebensstandard, der seine 
und seiner Familie Gesundheit und 
Wohl gewährleistet“, die Wohnung 
ist darin ausdrücklich eingeschlossen. 
Völkerrechtlich verbindlich wurde 
das Recht mit dem UN-Sozialpakt 
von 1966. Die 162 Vertragsstaaten 
erkennen das Recht auf eine „aus­
reichende Unterbringung“ an (im 
englischen Original: „adequate 
housing“). Seitdem die Bundesrepu­
blik 1973 den UN-Sozialpakt ratifi­
ziert hat, ist dies in Deutschland gel­
tendes Recht, das theoretisch auch 
einklagbar ist. Praktisch hat das aber 
kaum eine Bedeutung, weil der Be­

griff „ausreichende Unterbringung“ 
zu unbestimmt ist.
Konkreter ist das Recht auf Wohnung 
in der Neufassung der Europäischen 
Sozialcharta von 1996. Die Unter­
zeichnerstaaten verpflichten sich, 
„den Zugang zu Wohnraum mit aus­
reichendem Standard zu fördern“, 
„der Obdachlosigkeit vorzubeugen 
und sie mit dem Ziel der schrittwei­
sen Beseitigung abzubauen“ sowie 
„die Wohnkosten für Personen, die 
nicht über ausreichende Mittel ver­
fügen, so zu gestalten, dass sie trag­
bar sind“. Von den 47 Mitgliedstaa­
ten des Europarats haben 32 – von 
Albanien bis Zypern – die Sozialchar­
ta ratifiziert, Deutschland jedoch 
nicht. 
Viele Staaten haben das Recht auf 
Wohnen in ihren Verfassungen ver­
ankert, zum Beispiel Belgien, Spa­
nien, Portugal, Russland, der Iran, 
Südafrika und ein Großteil der latein­
amerikanischen Länder. Eine Reihe 
weiterer Staaten hat sich in der Ver­
fassung die Aufgabe gestellt, für 
angemessene Wohnverhältnisse zu 

sorgen. Dazu gehören in Europa die 
Schweiz, die Niederlande, Schwe­
den, Finnland, Polen und die Türkei.
In Deutschland formulierte die Wei­
marer Verfassung von 1919 erstmals 
das staatliche Ziel, „jedem Deutschen 
eine gesunde Wohnung“ zu sichern. 
Im Grundgesetz der Bundesrepublik 
ist davon nicht mehr die Rede. In der 
Verfassung des Landes Berlin heißt 
es immerhin: „Jeder Mensch hat das 
Recht auf angemessenen Wohn­
raum. Das Land Berlin fördert die 
Schaffung und Erhaltung von ange­
messenem Wohnraum, insbesonde­
re für Menschen mit geringem Ein­
kommen, sowie die Bildung von 
Wohneigentum.“
In der Regel steht das Recht auf Woh­
nen nur auf dem Papier. Um es zur 
Geltung zu bringen, ist jedoch eine 
starke gesellschaftliche Bewegung 
notwendig. Das zeigt zum Beispiel 
Frankreich. Seit 1990 ist dort das 
Recht auf Wohnung („droit au loge­
ment“) gesetzlich festgeschrieben. 
Doch es brauchte erst eine breite 
wohnungspolitische Protestbewe­

SP
EZ

IA
L

M
ie

te
n-

 u
nd

 W
oh

nu
ng

sp
ol

it
ik

 in
te

rn
at

io
na

l



30 MieterMagazin 7+8/2014

Erfolgsindikator 
Der Mietwohnungssektor eines 

Landes ist ein Indikator für 

dessen Wohlstand und soziale 

Verantwortung.

Das Baulandpro-
blem der Schweiz 
erfordert ein ver
dichtetes Bauen 

– Mietwohnungs-
anteil: 61 Prozent

Demonstration im 
Fussball-WM-Land 
Brasilien gegen 
die schlechte Woh-
nungsversorgung

In Deutschland be-
werkstelligte nach 
dem Zweiten Welt-
krieg vor allem der 
staatliche Miet-
wohnungsbau 
eine schnelle Woh-
nungsversorgung
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gung mit spektakulären Besetzun­
gen leerstehender Häuser und mo­
natelangen Zeltlagern am Ufer der 
Seine, bis die Regierung dieses Recht 
im Jahr 2007 einklagbar machte. Da­
mit kann jeder einen Anspruch auf 
eine Unterbringung erheben. Viele 
Familien werden aber in Hotels, Pen­
sionen oder Sammelunterkünften 
untergebracht, wo sie auf nicht ab­
sehbare längere Zeit ohne Küche 
und eigenes Bad leben müssen. Das 
ist zwar besser als die Obdachlosig­
keit, aber noch keine angemessene 
Wohnung. Damit das Recht auf Woh­
nen erfüllt wird, muss eine aktive 
Wohnungspolitik betrieben werden, 
die sich nicht darauf verlässt, dass 
der Markt das Problem schon lösen 
wird. Eine Floskel in der Verfassung 
reicht nicht aus.       Jens Sethmann

Mietwohnungen bedeuten nicht Ar­
mut und schlechte Wohnqualität: 
Zu diesem Fazit kommt eine aktuelle 
Studie der Inter-American Develop-
ment Bank. Ein Stadtplaner und 
zwei Finanzexperten hatten den 
Wohnungsmarkt in 20 Staaten La­
teinamerikas und der Karibik über 
die zurückliegenden Jahre unter­
sucht und ihre Erkenntnisse unter 
dem Titel „Mietwohnungen ge­
sucht“ („Rental Housing Wanted“) 
zusammengefasst. Die Autoren zei­
gen eine Tendenz auf, die von Nica­
ragua (circa 5 Prozent Mietwohnun­

verblüffende Erkenntnis: Mit besse­
rem Einkommen sinkt nicht etwa das 
Interesse an einer gemieteten Bleibe 
und steigt der Hang zum Eigenheim 
– das Gegenteil ist der Fall: Mit hö­
herem Verdienst tritt vor allem in 
den Städten das Wohneigentum in 
der Gunst hinter gemieteten Wohn­
raum zurück.
Der Report zeigt damit einen Zusam­
menhang auf, den europäische Sta­
tistiken noch wesentlich deutlicher 
werden lassen: Es sind die wirtschaft­
lich stärksten, die reichsten Länder, 
die auf unserem Kontinent über ei­
nen großen Mietwohnungssektor 
verfügen: In der Schweiz leben 61 
Prozent der Haushalte in Mietwoh­
nungen, in Deutschland sind es 55 
Prozent, in Österreich 50 Prozent 
und in den Niederlanden und Däne­
mark 43 Prozent. 
Je höher das Pro-Kopf-Einkommen, 
desto größer die Bereitschaft zu mie­
ten, anstatt ins eigene Heim zu zie­
hen. „Diese Fakten wiedersprechen 
so mancher Politikermeinung“, kom­
mentiert Wolfgang Amann vom „In-

stitut für Immobilien Bauen und Woh­
nen“ in Wien. Über Jahrzehnte galt 
in Österreich wie auch in Deutsch­
land Wohneigentum als Mittel zur 
Vermögensbildung und Hebung des 
Lebensstandards. Amann: „Das ist 
auch ein Grund, warum so viele Woh-
nungsbestände privatisiert worden 
sind – doch das war eine Fehlkalku­
lation.“
Geförderte Mietwohnungen in Öster­
reich beispielsweise, die von ihren 
Bewohnern nach zehn Jahren mehr­
wertsteuerfrei erworben werden kön­
nen, sind als Eigentum nur wenig 
nachgefragt. „Lediglich ein Viertel 
der Mieter nimmt das Angebot an“, 
erläutert Amann. Wirtschaftlich sta­
bile, reife Märkte und verlässliche 
Vertragsverhältnisse, so der Experte, 
seien die Gründe für den hohen Mie­
teranteil.
„Ein soziales Mietrecht “, ergänzt 
Barbara Steenbergen, Brüsseler Bü­
roleiterin der „International Union of 
Tenants“ (IUT – Internationale Mie­
terorallianz), „ist mindestens genau-
so wichtig, weil es vor Vermieterwill­

gen) bis Kolumbien (40 Prozent Miet­
wohnungen) wahrzunehmen ist und 
die in den weiten ländlichen Gebie­
ten Chiles (15 bis 20 Prozent Miet­
wohnungen), aber vor allem in Me­
gastädten wie Bogotá und Santo Do­
mingo (knapp 40 Prozent Mietwoh­
nungen) immer deutlicher zutage 
tritt: Der Mietwohnungssektor spielt 
eine wichtige Rolle in einer Region, 
in der 37 Prozent der Haushalte, fast 
54 Millionen Familien, unter gewal­
tigen Wohnproblemen leiden, weil 
ihre Behausungen überfüllt, schlecht 
gebaut oder auch an keinerlei Infra­
struktur angeschlossen sind. Eine 
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Tot-Privatisierung
Wohin ein Kahlschlag der staatlichen Woh­

nungsversorgung führt, zeigen viele ehemalige 

Ostblockstaaten – aber nicht nur diese.

Fo
to

: Z
B-

Fo
to

re
po

rt
kür, Wucher und Verdrängung 
schützt.“ Wenn sie auf die Statistik 
blicke, so die Interessenvertreterin, 
dann fielen ihr noch eine ganze Rei­
he anderer Ursachen ein, die den 
Mietmarkt in bestimmten Ländern 
zu einem starken Segment anwach­
sen ließen: Kultur, Geschichte, Tra­
dition und schließlich auch geogra­
fische Bedingungen vor Ort. „Die 
Schweiz beispielsweise hat ein mas­
sives Baulandproblem“, so Barbara 
Steenbergen. „Denen fehlt einfach 
der Platz, die müssen gedrängter 
und in die Höhe bauen.“ Nicht nur 
ausländische Arbeiter wohnen in 
dem Alpenland zur Miete, sondern 
viele Schweizer selbst. „Und in 
Deutschland musste nach dem Krieg 
so schnell wie möglich bezahlbarer 
Wohnraum geschaffen werden. 
Das war zu einem großen Teil nur 
über den Mietwohnungsbau mög­
lich.“ 
Auf den Zusammenhang zwischen 
dem Wohlstand eines Landes und 
einem ausgeprägten Mietwohnungs­
sektor – mithin auf eine soziale 
Wohnraumversorgung – verweisen 
auch folgende Zahlen: 51 Millionen 
junger Menschen zwischen 18 und 
34 Jahren (46 Prozent) leben in Eu­
ropa noch daheim bei ihren Eltern. 
Wo es einen öffentlichen oder ge­
förderten Mietsektor gibt, etwa in 
Dänemark (43 Prozent Mietwohnun­
gen) oder Schweden (37 Prozent 
Mietwohnungen), ist die Zahl de­
rer, die sich eine erste eigene Woh­
nung leisten können, bedeutend 
höher. In Spanien (18 Prozent Miet­
wohnungen) sitzen über drei Viertel 

aller jungen Leute (78 Prozent) noch 
im „Hotel Mama“. 
Wolfgang Amann: „Logischerweise 
braucht man Kapital oder Kredit­
würdigkeit, um sich Wohneigentum 
leisten zu können – ein schwacher 
Mietsektor trifft demnach die Jun­
gen und die Einkommensschwachen 
besonders.“ Und nicht zuletzt die 
Mobilen: Arbeitskräfte, die für einen 
Job umziehen müssen und das nicht 
können, weil sie keine Mietimmobi­
lie finden. 
Immobil – unbeweglich im Wortsin­
ne – wird eine Gesellschaft, die aus­
schließlich auf Immobilienbesitz setzt. 
In ihrer Studie zum Wohnungsmarkt 
in Südamerika haben die Autoren 
auch auf den Norden des Kontinents 
geblickt: In den USA (um die 30 Pro­
zent Mietwohnungen) sind es fast 
60 Prozent der Haushalte mit eher 
niedrigem Einkommen, vor allem 

aber Singles, die Wohnraum gemie­
tet und nicht gekauft haben. Und 
das ist der flexible Teil der ameri­
kanischen Gesellschaft. 40 Prozent 
der zur Miete wohnenden US-Ame­
rikaner zogen innerhalb der letzten 
zehn Jahre ein oder mehrmals um, 
aber nur 10 Prozent der Immobilien­
besitzer.
Die Verfügbarkeit von ausreichend 
bezahlbaren Mietwohnungen ist 
eben nicht nur Ausdruck von Wohl­
stand, sondern entscheidende Basis 
für einen mobilen Arbeitsmarkt und 
damit wirtschaftliche Prosperität, so 
eine der Schlussfolgerungen der Stu­
die. Sie drückt sich aus in der Emp­
fehlung an die Regierungen der la­
teinamerikanischen Länder, ihre auf 
Immobilienbesitz fixierte Politik zu 
ändern und künftig Mittel in den 
Mietwohnungssektor zu investieren. 
Rosemarie Mieder

Nach dem Zusammenbruch der so­
zialistischen Staaten Mittel- und Ost­
europas gab es dort auch in der Woh­
nungspolitik eine 180-Grad-Wende: 
Privatisierung hieß das neue Zauber­

wort. In der Wohnungswirtschaft 
gab es einen Wechsel von einem Ex­
trem ins andere. In manchen post­
kommunistischen Staaten wurde von 
einem Tag auf den anderen das Ru­
der von „staatlich“ auf „privat“ her-
umgerissen – zuweilen ohne sich die 
Folgen klarzumachen. 
Am schnellsten hat Litauen Tatsa­
chen geschaffen. Schon 1993 waren 
93 Prozent der ehemals staatlichen 
Wohnungen zu verbilligten Preisen 

Wohnungssuche in 
Moskau nach der 

Abkehr von der 
staatlichen Woh-
nungsversorgung
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an die Bewohner verkauft worden. 
Radikaler, außerordentlich schlecht or­
ganisiert ist das Privatisierungspro­
gramm in Russland, wo Anfang der 
90er Jahre mehr als zwei Drittel al­
ler Wohnungen dem Staat gehörten. 
Seit 1992 kann jeder Mieter einer 
staatlichen oder kommunalen Woh­
nung einmalig seine Wohnung kos­
tenlos in sein Privateigentum über­
nehmen. Nur wer mehr als 18 Qua­

dratmeter pro Person bewohnt, muss 
eine geringe Ausgleichszahlung leis­
ten. Die Mieter gehen auf dieses Ge­
schenk nach wie vor nur zögerlich 
ein. Zum einen gibt es in den russi­

schen Staatswohnungen einen ho­
hen Mieterschutz, und Mietverhält­
nisse können auch an Nachkommen 
vererbt werden. Zum anderen ist der 
hohe Instandhaltungsaufwand der 
oftmals schlecht gepflegten Wohn­
häuser offensichtlich. Nach Privati­
sierungen stecken die Neueigentü­
mer viel Mühe in die Instandhaltung 
und Modernisierung ihrer Wohnun­
gen, die Häuser gehen aber langsam 
zugrunde: Fassaden bröckeln, undich­
te Dächer werden nicht repariert, 
Treppenhäuser verdrecken, Installa­
tionen verrotten und die Haustech­
nik bleibt vorsintflutlich. Ein Großteil 
der Wohnungseigentümer wäre mit 
den anteiligen Kosten einer Grund­
instandsetzung auch finanziell über­
fordert. 
Es haben sich ohnehin nur selten 
handlungsfähige Eigentümergemein­
schaften zusammengefunden. Wo 
es sie gibt, können sie sich häufig 
nicht gegen die mächtigen Hausver­
waltungen durchsetzen, die sich in 
den Städten kartellartig organisiert 
haben. Sie kassieren zwar von den 
Eigentümern hohe Gebühren, führen 
Reparaturen aber nur nach Gutdün­
ken durch.
Obwohl die vollständige Privatisie­
rung ausdrückliches Ziel der russi­
schen Regierung ist, waren Anfang 
2013 immer noch 24 Prozent der 
staatlichen Wohnungen in öffentli­
cher Hand. Die ursprünglich bis 2006 
begrenzte Möglichkeit der Gratis-Pri­
vatisierung wurde deshalb schon drei­
mal verlängert, sie gilt nun bis 2015.
Das Wohnen zur Miete wird in Russ­

land nur noch als Notbehelf gesehen. 
Mieter werden stark benachteiligt: 
Sie bekommen in der Regel keine 
amtliche Meldebestätigung. Deshalb 
können sie oft keine Sozialleistungen 
beantragen und nicht an Kommunal­
wahlen teilnehmen. Es gibt auch kein 
nennenswertes Mietwohnungsan­
gebot. Für Sozialwohnungen gibt es 
jahrelange Wartezeiten. Neu gebaut 
werden fast nur Eigentumswohnun­
gen. 
Etwas gemäßigter führte Polen die 
Privatisierung durch. Hier wurden 
nach 1990 zunächst sämtliche staat­
lichen Wohnungen an die Städte 
und Gemeindeverwaltungen über­
tragen. Diese sind verpflichtet, die 
Wohnungen an kaufwillige Mieter 
abzugeben. Bis zu 20 Prozent des 
Verkehrswertes wurde den Käufern 
dabei erlassen. Weil es in Polen 
schon nach 1972 die Möglichkeit 
gab, staatliche Wohnungen in priva­
tes Eigentum zu überführen, lief die 
Mieterprivatisierung nach 1990 ge­
ordneter ab als in Russland. Der An­
teil öffentlicher Wohnungen sank 
zwischen 1990 und 2002 von 31 
auf 11 Prozent.
Das Kaufangebot gilt auch für die 
genossenschaftlichen Wohnungen, 
die 1990 ein Viertel des polnischen 
Wohnungsbestandes ausmachten. 
Dabei werden aber nur handelbare 
Wohnrechte veräußert. Die Genos­
senschaften bleiben als Gebäudeeig­
ner und -verwalter bestehen, ihr An­
teil am Wohnungsbestand ist nahe­
zu gleich geblieben.
In anderen Ländern wurden die Ge­
nossenschaften stärker als Teil des 
abzuschaffenden sozialistischen Sys­
tems wahrgenommen. Deshalb 
drängte man sie nach der Wende 
oft zurück. So sind in Russland viele 
Wohnungsbaugenossenschaften in 
gewerbliche Unternehmen umge-
wandelt worden. In der Slowakei, 
Tschechien und Ungarn hat man den 
Genossenschaften die gesetzliche 
Grundlage entzogen. Sie können 
nun zwar noch ihre Bestände be­
wirtschaften und verwalten, aber 
keine neuen Wohnungen mehr 
bauen. Damit haben die Staaten ei­
nen nicht-profitorientierten Akteur 
ausgebremst, der günstigen Wohn­
raum bieten könnte.

In den Jahren 
nach dem System

wechsel 1990 
reduzierte Polen 
den öffentlichen 

Wohnungsbestand 
von 31 auf 11 Pro-
zent (Foto: Wohn-
haus in Warschau)
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Der Globus 
wird zur Stadt

Der größte Teil der Menschheit wird zukünftig 
in riesigen Städten leben – ein unausgereiftes, 
aber womöglich das wirtschaftlichste Modell.

Die Hälfte der 
Menschheit lebt 
in Städten, und 

ihr Anteil nimmt 
zu: Hongkong, 

Bogotà, chinesische 
Reißbrettstadt, 
Elendsviertel in 
Rio de Janeiro
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Ein Vorbild für die Privatisierung in 
den ehemaligen Ostblockstaaten 
dürfte die marktradikale Politik Mar­
garet Thatchers in Großbritannien 
gewesen sein. Seit 1980 gilt dort 
das „Right to buy“ (Kaufrecht): Wer 
mindestens drei Jahre Mieter in einer 
kommunalen Wohnung („council 
home“) ist, kann diese kaufen. Mit 
Preisnachlässen von bis zu 70 Pro­
zent auf den Verkehrswert werden 
dazu große Anreize gegeben. Von 
einst rund 6,6 Millionen öffentlichen 
Wohnungen gingen rund zwei Milli­
onen in privates Eigentum über. Vie­
le dienten anschließend als Spekula­
tionsobjekte. Etwa ein Drittel dieser 
Wohnungen gehört heute gewerb­
lichen Vermietern. Schottland hat 
den Ausstieg aus dem Right to buy 
ab 2017 beschlossen. Der britische 
Premierminister David Cameron 
treibt hingegen die Privatisierung 
noch weiter voran. Allein in London, 
wo der Kaufpreisnachlass im letzten 
Jahr auf 100 000 Pfund erhöht wur­
de, sind bereits rund 520 000 kom­
munale Wohnungen privatisiert 
worden.
Nicht ganz zufällig gehören heute 
neben London auch Moskau, St. Pe­
tersburg und Warschau zu den 
teuersten Wohnorten Europas.
Jens Sethmann

Die Welt „verstädtert“: 2006 lebten 
zum ersten Mal in der Geschichte 
ebenso viele Menschen in der Stadt 
wie auf dem Land. In den Industrie­
ländern und einem Teil der Schwel­
lenländer liegt der Verstädterungs­
grad heute bereits bei über 75 Pro­
zent. Der Drang in die Städte ist un­
aufhaltsam und unumkehrbar. Die 
Verstädterung ist die größte Heraus­
forderung in den kommenden Jahr­
zehnten.

Weltweit verlassen Menschen ihre 
Felder und Höfe und suchen in den 
großen Städten Arbeit, Wohnung 
und Lebensunterhalt. Ein Grund ist 
die Bevölkerungsexplosion. Ein Stück 
Land kann schließlich nur eine be­
stimmte Anzahl von Menschen er­
nähren. Zudem lockt der höhere Le­
bensstandard in den Städten. Wäh­
rend in den Industrieländern die 
städtische Bevölkerung nur noch 
langsam zunimmt, wächst sie in den 
Entwicklungs- beziehungsweise 
Schwellenländern, hauptsächlich in 
Afrika und Asien, jährlich um 4,2 
Prozent. Nach Berechnungen der 
Vereinten Nationen (UN) werden 
2030 weltweit rund 60 Prozent al-
ler Menschen in Städten leben. Die-
se nehmen zwar nur rund 2 Prozent 
der Landfläche ein, aber in ihnen wer-
den zwei Drittel der Energie und 60 
Prozent des Wassers verbraucht. 70 
Prozent aller CO2-Emissionen kom­
men aus den Städten. Städtische 
Agglomerationen sind nicht ökolo­
gisch – aber unvermeidbar.
1975 gab es weltweit nur drei Städ­
te mit mehr als 10 Millionen Einwoh­
nern: New York, Tokio und Mexiko-
Stadt. Im 21. Jahrhundert bestim­
men die Megacities Chinas und In­

diens den Trend. 2010 waren es be­
reits 29, 10 davon liegen in Asien. 
Prognosen besagen, dass es 2020 
weltweit bereits neun Megastädte 
mit mehr als 20 Millionen Einwoh­
nern geben wird. Allein in Mexiko-
Stadt werden 2025 mindestens 32 
Millionen Menschen leben. Folgen 
der extremen Verstädterung sind:
L zunehmende soziale Segregation, 
das heißt eine immer größer werden­
de Kluft zwischen den Armen und 
Reichen,

L ausgeprägte räumliche Fragmen­
tierung, das heißt krasse Gegensätze 
zwischen Elendsvierteln („Slums“) 
und illegalen Siedlungen am Stadt­
rand, abgeschotteten Villenvierteln 
(„gated communities“) und moder­
nen Geschäftszentren,
L Versagen der kommunalen Dienst­
leistungen (Wasser- und Stromver­
sorgung, Abwasser- und Müllent­
sorgung, Gesundheits- und soziale 
Dienstleistungen, öffentlicher Per­
sonennahverkehr),

Fo
to

: W
ik

ip
ed

ia

SP
EZ

IA
L

M
ie

te
n-

 u
nd

 W
oh

nu
ng

sp
ol

it
ik

 in
te

rn
at

io
na

l



34 MieterMagazin 7+8/2014

Je größer die 
Städte, desto 
größer auch die 
unkontrollierte 
Ansiedlung 
(Slums in 
Mumbai/Indien 
und Manila/
Philippinen)Fo
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L starke Umweltgefährdung durch 
die Ballung von Bevölkerung und In­
dustrie sowie das unkontrollierte 
Flächenwachstum der Städte.
Immer wieder kommt es in den Mega­
cities zu Protesten. Im Mai 2014 re­
bellierten Einwohner von Mexiko-
Stadt gegen die unzureichende Was­
serversorgung. In Brasilien wurde im 
Vorfeld und während der Fußball-
Weltmeisterschaft für bessere Le­
bensbedingungen demonstriert.
Die Städte der Zukunft könnten 50 
Millionen und mehr Einwohner ha­
ben. Sind diese sich ausbreitenden 
Agglomerationsräume überhaupt 
noch regierbar und bewohnbar? 
Gibt es ein Limit für die Größe einer 
Stadt? Inwieweit beeinflussen die 
ökologischen Folgen dieser Mega­
cities die globalen Klimaveränderun­
gen? Wie viele Megacities kann die 
Erde überhaupt verkraften? Noch 
gibt es mehr Fragen als Antworten, 
auch wenn Forscher aus aller Welt 
daran arbeiten.
Das Bundesministerium für Bildung 
und Forschung fokussiert sein Pro­
gramm „Future Megacities“ (Mega­
städte von morgen) auf die soge­
nannten „Sekundärstädte“ an der 
Schwelle zur Megacity. Im Rahmen 
dieses Programms wurden bereits 
ganz konkrete Maßnahmen umge­
setzt. So wurde in Hefei, einer Stadt 
in China mit heute 3 bis 5 Millionen 
Einwohnern, ein Verkehrsleitsystem 
installiert, um den drohenden Ver­
kehrskollaps zu vermeiden. In eini-
gen Stadtteilen der äthiopischen 
Hauptstadt Addis Abeba wurden 
Kompostieranlagen für den Müll er­
richtet. Die vietnamesische Metro­
pole Ho-Chi-Minh-Stadt wird bei der 
nachhaltigen Stadtentwicklung un­
terstützt. 
Das kommunistische China forciert 
zurzeit die weltweit größte Umsied­
lungsaktion der Geschichte. In den 
kommenden Jahrzehnten sollen jähr­
lich 10 bis 20 Millionen Bauern ur­
banisiert werden, insgesamt rund 
400 Millionen – freiwillig oder auch 
zwangsweise. Zurzeit lebt noch nicht 
einmal die Hälfte der Bevölkerung 
in den Städten, künftig sollen es 85 
Prozent sein. Aber bereits heute er­
sticken Peking, Shanghai und andere 
Megacities am Verkehr. Einen Aus­

weg sehen die chinesischen Städte­
planer in neuen, auf dem Reißbrett 
entworfenen Städten. In diesen Re­
tortengebilden regiert die Uniformi­
tät, sie verfügen über keine gewach­
senen Strukturen. Um die Entstehung 
von Slums durch unkontrollierten Zu­
zug zu verhindern, müssen sich die 
Zuzügler in der Stadt offiziell regis­
trieren lassen. Ob ein solches Modell 
funktionieren kann, muss sich erwei­
sen. Übertragbar ist es auf demokra­
tische Länder nicht.
Die Hauptstadt Mexikos setzt auf ei­
ne Strategie der kleinen Schritte. Je­
den Morgen strömen fünf Millionen 
Menschen zur Arbeit in die Innen­
stadt. Jetzt wurde eine neue U-Bahn-
Linie gebaut, Radwege, ein Fahrrad­

verleihsystem und Fußgängerzonen 
eingerichtet, die Kfz-Steuern erhöht, 
Parkgebühren eingeführt und der 
öffentliche Nahverkehr gefördert. 
Die Luft ist dadurch bereits wesent­
lich besser als noch vor einigen Jah­
ren. Da die Mieten in den alten in­
nerstädtischen Wohnvierteln trotz 
schlechtester Standards oft das Ein­
kommen der Mieter übersteigen, 
vergibt das Institut für Wohnungs­
wesen Kleinkredite zur Aufwertung 
bestehender Wohnungen. 22 Prozent 
der Familien leben in sogenannten 
Iztapalapa – informellen, quasi ille­
galen Siedlungen am Stadtrand, au­
ßerhalb des staatlichen Organisa­
tionssystems, in einer Art „Staat im 
Staat“ mit demokratisch gewählten 
Vertretern der Siedler, die von diesen 
bezahlt werden. Diese Vertreter neh­
men Kontakt mit den Behörden auf, 

verhandeln über die Legalisierung 
der Siedlungen, regeln den Aufbau 
der Infrastruktur, verwalten das 
Budget für den Kauf der Parzellen 
und die interne Organisation der 
Siedlung. Der Wille zur Verbesse­
rung der sozialen Lage motiviert zu 
Selbstorganisation, Gemeinschafts­
sinn und Nachbarschaftshilfe. 
Einig sind sich Experten vor allem 
darin: Der Wettlauf mit der Zeit, mit 
dem weiteren Wachstum der Mega­
cities, wird nicht überall gewonnen 
werden. Aber die Verstädterung ist 
auch eine Chance. Die Ballung von 
Menschen, Materialströmen und 
Wohngebieten in Megastädten be­
wirkt eine Senkung des Ressourcen- 
und Energieverbrauchs, da durch die 

Nutzung moderner Planungs- und 
Dienstleistungskonzepte mit der glei­
chen Menge an Verkehr, Energie und 
Raum mehr Menschen versorgt wer­
den können. Stoffkreisläufe können 
teilweise geschlossen werden. Die 
Komplexität der Infrastrukturen und 
der urbanen Industrie beschleunigt 
die Umsetzung von Innovationen. 
Die Verstädterung ist Fluch und Se­
gen zugleich.          Rainer Bratfisch
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